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Einleitung 

In dieser Arbeit sollen vor allem zwei Fragen geklärt werden: Können 
Vereine ihren Verwaltungssitz innerhalb der EU in einen anderen Mit-
gliedstaat verlegen, ohne dort neu gegründet werden zu müssen? Und kön-
nen Vereine innerhalb der EU an grenzüberschreitenden Umwandlungen 
teilnehmen, also etwa mit Vereinen aus anderen Mitgliedstaaten ver-
schmelzen, ohne dass dabei sämtliche Vermögensgegenstände einzeln 
übertragen werden müssen? Nach traditioneller Auffassung sind derartige 
Vorgänge weitgehend ausgeschlossen. Dies gilt nicht nur für Deutschland, 
sondern auch für zahlreiche andere Mitgliedstaaten der EU.1 Aufgrund 
einiger Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur Nie-
derlassungsfreiheit könnte diese Rechtslage jedoch mittlerweile überholt 
sein. In den Entscheidungen Centros, Überseering, Inspire Art, SEVIC 
Systems und Cartesio hat der EuGH die Möglichkeiten der grenzüber-
schreitenden Sitzverlegung und Umwandlung für Gesellschaften deutlich 
erweitert.2 Mit dieser Arbeit soll untersucht werden, inwieweit diese Ent-
wicklung auch für Vereine zu gelten hat. Dies ist keineswegs selbstver-
ständlich. Denn die Niederlassungsfreiheit gilt nach Art. 54 Abs. 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)3 nur für 
Gesellschaften, die einen Erwerbszweck verfolgen. Im Unterschied zu Ge-
sellschaften sind Vereine jedoch häufig – wenn überhaupt – nur in gerin-
gem Umfang wirtschaftlich tätig. 

                                    
1  Siehe für die Verwaltungssitzverlegung von Gesellschaften etwa die Begründung 

des Vorschlags der Europäischen Kommission für eine Vierzehnte Richtlinie des Euro-
päischen Parlaments und des Rates über die Verlegung des Sitzes einer Gesellschaft in 
einen anderen Mitgliedstaat mit Wechsel des für die Gesellschaft maßgebenden Rechts 
vom 22.4.1997, abgedruckt in: ZIP 1997, 1721 (1721 f.) und für grenzüberschreitende 
Umwandlungen etwa die Begründung des Vorschlags des Deutschen Rates für Internati-
onales Privatrecht für eine Regelung des Internationalen Gesellschaftsrechts auf europäi-
scher / nationaler Ebene (im Folgenden: Begründung Vorschlag Deutscher Rat für IPR), 
RIW 2006, Beilage 1, 1 (20 unter 6.a). 

2  EuGH 9.3.1999 – Rs. C-212/97 (Centros), Slg. 1999, I-1459; 5.11.2002 – Rs. 
C-208/00 (Überseering), Slg. 2002, I-9919; 30.9.2003 – Rs. C-167/01 (Inspire Art), 
Slg. 2003, I-10155; 13.12.2005 – Rs. C-411/03 (SEVIC Systems), Slg. 2005, I-10805; 
16.12.2008 – Rs. C-210/06 (Cartesio), Slg. 2008, I-9641. 

3  Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, konsolidierte Fassung, 
ABl. 2010 C 83/47.  


